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Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes) 
 

Erlass einer Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt 
Bielefeld (Erschließungsbeitragssatzung) 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss / Der Finanz- und Personalausschuss empfehlen dem Rat 
der Stadt Bielefeld folgenden Beschluss zu fassen. Der Rat der Stadt Bielefeld fasst 
folgenden Beschluss: 
 

„Die Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Bielefeld 
(Erschließungsbeitragssatzung) wird entsprechend der Vorlage beschlossen.“ 
 

 
Begründung: 
 

Die Satzung der Stadt Bielefeld über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt 
Bielefeld (Erschließungsbeitragssatzung) vom 27. Dezember 1988 hat bisher in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren durchgehend Bestand gehabt.  
 
In einem nunmehr beim Oberverwaltungsgericht NRW anhängigen Verfahren steht die 
Rechtmäßigkeit eines Heranziehungsbescheides in einem Beitragsfall, der in dieser Konstellation 
bisher noch nicht eingetreten war, zur Entscheidung an.  
 
Dabei handelt es sich um die Heranziehung eines Grundstücks, das wegen einer 
Bebauungsplanfestsetzung „Öffentliche Grünfläche“ an einer nur einseitig anbaubaren Straße 
liegt, sich selbst mangels eines gültigen Bebauungsplanes aber in einem im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil gem. § 34 BauGB befindet und keinem einheitlichen Baugebiet im Sinne der 
Baunutzungsverordnung zugeordnet werden kann. Das Grundstück wird tatsächlich überwiegend 
für gewerbliche Zwecke und zu einem kleinen Teil zu Wohnzwecken genutzt. 
 
Nach der Erschließungsbeitragssatzung vom 27.12.1988 kann diesem Grundstück kein 
Gewerbezuschlag bei der Verteilung des Erschließungsaufwandes zugeordnet werden, weil es 
gem. § 4 Abs. 9 Satz 2 nicht ausschließlich gewerblich genutzt wird. 
Wegen der nur einseitigen Anbaubarkeit der abzurechnenden Erschließunganlage durften nur die 
Kosten für die Beitragsermittlung berücksichtigt werden, die für einen durch die Nutzung der 
angrenzenden Grundstücke erforderlichen Ausbau notwendig sind.  
 
 



Davon ausgehend war die Fahrbahn mit den Kosten für eine Breite von 6,50 m einbezogen 
worden, weil wegen der gewerblichen Nutzung die sonst bei Wohnbebauung notwendige Breite 
von 4,50 m nicht ausreichend ist. Dies wurde vom Gericht auch als rechtmäßig angesehen. 
 
Insoweit besteht die Diskrepanz, dass auf der einen Seite die tatsächliche Nutzung eines 
Grundstücks die Notwendigkeit einer breiteren Fahrbahn und damit höhere Kosten für die Anlieger 
begründet, auf der anderen Seite aber der derzeitige Verteilungsmaßstab in der geltenden 
Erschließungsbeitragssatzung die höhere Belastung des auslösenden gewerblich genutzten 
Grundstücks mittels Gewerbezuschlag verhindert. 
 
Das OVG sieht darin einen Mangel, der zur Nichtigkeit der gesamten Verteilungsregelung der 
Erschließungsbeitragssatzung führt. Die Satzung ist damit nicht mehr geeignet, voll ausgebildete 
Beitragspflichten entstehen zu lassen. 
 
Daraus folgt, dass die Verteilungsmaßstäbe in § 4 Abs. 9 Satz 2 bis 4 der 
Erschließungsbeitragssatzung vom 27.12.1988 insoweit geändert werden müssen, als für die 
Anwendung eines Gewerbezuschlages nicht die ausschließliche gewerbliche Nutzung sondern die 
überwiegende, d.h. mehr als 50-prozentige gewerbliche Nutzung ausschlaggebend sein muss. 
 
Nach Rechtsprechung und Literatur ist nicht eindeutig, ob ein solcher Mangel in der 
Verteilungsregelung nur zur Nichtigkeit der Verteilungsregelung führt oder in der Folge die 
gesamte Satzung als nichtig anzusehen ist. In Abstimmung mit dem Rechtsamt wird deshalb aus 
Gründen der Rechtssicherheit vorgeschlagen, die gesamte Erschließungsbeitragssatzung mit 
dem geänderten § 4 Abs. 9 Satz 2 bis 4 neu zu beschließen. 
 
Die Anordnung der Rückwirkung wurde gewählt, damit von der Rechtswirkung der  Neufassung 
der Satzung auch alle anderen noch schwebenden Verfahren erfasst werden. 
 
Das Rechtsstaatsprinzip setzt der Rückwirkung von Rechtsnormen zwar verfassungsrechtliche 
Grenzen, stellt dabei aber immer auf die Konkretisierung des Einzelfalles ab. Grundsätzlich darf 
eine Rechtslage nicht nachträglich zu Lasten eines Bürgers verschlechtert werden, wenn er in 
schutzwürdiger Weise auf das Weiterbestehen der bisherigen Rechtslage vertrauen durfte. 
 
Nach der Rechtsprechung des BVerwG scheitert eine angeordnete Rückwirkung an einer 
derartigen Zulässigkeitsgrenze nicht, wenn sie gerade dazu dient, eine ungültige 
Erschließungsbeitragssatzung oder eine solche, deren Gültigkeit rechtlichen Zweifeln unterliegt, 
durch eine neue, rechtswirksame Satzung zu ersetzen. Ein Vertrauen darauf, dass eine 
Erschließungsbeitragsatzung den Vorschriften des Baugesetzbuches widerspricht und deswegen 
– ganz oder teilweise – ungültig ist, ist nicht schützenswert. Deswegen steht das 
Rechtsstaatsprinzip im vorliegenden Fall dem rückwirkenden Erlass der Satzung nicht entgegen. 
 
Neben der sachlichen Änderung wurde in § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 als redaktionelle Änderung 
jeweils „Bauausschuss“ durch „Stadtentwicklungsausschuss“ ersetzt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Mehreinnahmen oder Minderausgaben treten nicht ein, weil die Satzung nur Auswirkung auf die 
Verteilung des Erschließungsaufwandes und nicht auf dessen Höhe hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Mittelstandsrelevanz 
 
Eine Mittelstandsverträglichkeitsprüfung war nicht durchzuführen, da Abgabensatzungen, wenn 
sie wie vorliegend Unternehmen und Private je nach den vermittelten Vorteilen verpflichtet, keine 
Mittelstandsrelevanz im Sinne des § 5 Mittelstandsgesetz haben. 
 
Anlagen 
 
Satzungstext 
 
Oberbürgermeister/Beigeordnete(r) 
 
 
 
 
Moss 
Beigeordneter 

Wenn die Begründung länger als drei 
Seiten ist, bitte eine kurze 
Zusammenfassung voranstellen. 

 



Anlagen 
 
 

S a t z u n g 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Bielefeld 

(Erschließungsbeitragssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV.NRW. S. 950) 
sowie des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) hat der Rat der Stadt Bielefeld in seiner Sitzung am 10. Juni 2010 folgende 
Satzung beschlossen 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

 
Der Erschließungsbeitrag wird nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches und dieser 
Satzung erhoben. 
 

§ 2 
 

Beitragsfähiger Erschließungsaufwand 
 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für die nachstehenden Erschließungsanlagen 

in dem jeweils angegebenen Umfang: 
 

1. für Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken mit  
überwiegender Wohnbebauung, insbesondere in reinen, allgemeinen und 
besonderen Wohngebieten, bis zu einer Breite von 15 m; 

 
2. für Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken mit  

Wohnbebauung und gewerblicher Nutzung, insbesondere in Mischgebieten, 
bis zu einer Breite von 22 m; 

 
3. für Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken mit 

überwiegender gewerblicher oder industrieller Nutzung oder Nutzung mit 
Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden, insbesondere in Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten, bis zu einer Breite von 30 m; 

 
4. für mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen bis zu einer Breite  

von 3 m; 
 

5. für Sammelstraßen bis zu einer Breite von 32 m; 
 

6. für Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie nicht Bestandteile der in den Ziffern 1 
bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, bis zu 10 % der Summe der sich nach § 4 
Abs. 11 bis 13 ergebenden Flächen der erschlossenen Grundstücke. 

 
(2) Die Breiten nach Abs. 1 Ziffer 1 - 5 erhöhen sich jeweils um 
 

a) bis zu 3,00 m je Straßenseite, soweit Parkflächen, die Bestandteil der Verkehrs- 
anlagen sind, auch nur teilweise an der Straßenseite vorhanden sind, 

 
b) bis zu 3,00 m, soweit Grünanlagen ganz oder auf Teilstrecken der Straße 

Bestandteil der Verkehrsanlage sind. 



(3) Ergeben sich nach Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 unterschiedliche Höchstbreiten, so ist der  
Aufwand für die größere Höchstbreite beitragsfähig. 

 
(4) Die in Abs. 1 bis 3 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Sie werden ermittelt,  

indem die Fläche der Erschließungsanlage durch deren Länge (Achse) geteilt wird. 
 

§ 3 
 

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlich entstandenen 

Kosten ermittelt. 
 
(2) Der Stadtentwicklungsausschuss kann beschließen, dass der Erschließungsaufwand für 
 

a) bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage getrennt oder 
 

b) für mehrere Erschließungsanlagen bzw. bestimmte Abschnitte von  
Erschließungsanlagen insgesamt 

 
zu ermitteln ist. 

 
§ 4 

 
Verteilung des Erschließungsaufwandes 

 
(1) Die Stadt Bielefeld trägt 10 % des ermittelten beitragsfähigen Erschießungsaufwandes. 
 
(2) Der nach Abs. 1 gekürzte beitragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die 

erschlossenen Grundstücke nach den Grundstücksflächen (Abs. 11 bis 13) verteilt.  
Das Maß der baulichen Ausnutzung wird durch einen Zuschlag berücksichtigt, der im 
einzelnen beträgt: 

 
bei eingeschossiger Bebaubarkeit 25 v. H. 
bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  50 v. H. 
bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 75 v. H. 
bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 95 v. H. 
bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 115 v. H. 

 
3) Bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie in Gebieten, die ent-

sprechende Festsetzungen aus der Zeit vor Inkrafttreten der Baunutzungsverordnung vom 
26.06.1962 (BGBl. I S. 429) enthalten, beträgt der die Art und das Maß der baulichen 
Ausnutzbarkeit berücksichtigende Zuschlag 

 
bei Nutzung ohne Bebaubarkeit 50 v. H. 
bei eingeschossiger Bebaubarkeit 100 v. H. 
bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 150 v. H. 
bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 200 v. H. 
bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 240 v. H. 
bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 280 v. H. 

 
 
 
 
 
 
 



(4) Ist im Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl festgesetzt, beträgt der die Art und das 
Maß der baulichen Ausnutzbarkeit berücksichtigende Zuschlag 

 
bei einer Baumassenzahl bis 2,8  100 v. H. 
bei einer Baumassenzahl über 2,8 - 5,6  150 v. H. 
bei einer Baumassenzahl über 5,6 - 7,0 200 v. H. 
bei einer Baumassenzahl über 7,0 - 7,7 240 v. H. 
bei einer Baumassenzahl über 7,7 - 8,4 280 v. H. 
bei einer Baumassenzahl über 8,4 310 v. H. 

 
(5) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan oder einer Satzung nach § 34  

Abs. 4 BauGB festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. 
 
(6) Ist auch nur ein Vollgeschoss höher als 3,50 m, so ist je angefangene 3,50 m der 

gesamten Höhe der Geschosse ein Geschoss zu rechnen, mindestens jedoch die 
tatsächliche Zahl der Vollgeschosse. 

 
(7) In nicht beplanten Gebieten und Gebieten, für die ein bestehender Plan oder eine 

Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB für das gesamte Gebiet oder einzelne Grundstücke 
weder die Anzahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl ausweist, ist 
 
a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen, 

 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den 

erschlossenen Grundstücken überwiegend vorhandenen Vollgeschosse  
maßgebend. 

 
(8) Grundstücke, die im Bebauungsplan oder einer Satzung nach § 34 Abs. 4 

Baugesetzbuch als Gemeinbedarfsfläche (Zweckbestimmung Kirche) ohne Festsetzung 
einer Geschosszahl ausgewiesen sind, werden wie Grundstücke mit eingeschossiger 
Bebaubarkeit behandelt. Gleiches gilt für Grundstücke im unbeplanten Bereich, die mit  
einer Kirche bebaut sind. 

 
(9) Wenn Gebiete aufgrund der vorhandenen Bebauung und sonstigen Nutzung als Kern-,  

Gewerbe- oder Industriegebiete im Sinne der Baunutzungsverordnung anzusehen sind, 
gilt Absatz 3 entsprechend. 

 
In Gebieten, die aufgrund der vorhandenen unterschiedlichen Bebauung und sonstigen  
Nutzung nicht einer der in den §§ 2 ff. Baunutzungsverordnung bezeichneten 
Gebietsarten zugeordnet werden können, gilt Absatz 3 auch für Grundstücke, die zu 
mehr als 50 % gewerblich, industriell oder für Geschäfts-, Büro- oder Verwaltungs-
gebäude benutzt werden. 

 
Bei Grundstücken, die ohne zulässige Bebauung zu mehr als 50 % mit einer der in  
Satz 2 genannten Nutzungsarten genutzt werden, gilt Abs. 3 entsprechend. 

 
Absatz 3 gilt ferner für Grundstücke, die unbenutzt sind, auf denen aber eine bauliche  
oder sonstige Nutzung zulässig ist, wenn auf den erschlossenen Grundstücken zu mehr 
als 50 % die im Satz 2 genannten Nutzungsarten vorhanden sind. 

 
(10) Die Absätze 3, 4 und 9 gelten nicht für die Erschließung durch Grünanlagen. 
 
(11) Als Fläche der erschlossenen Grundstücke nach Abs. 2 gilt bei Grundstücken innerhalb 

des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder einer Satzung mit Festsetzungen 
nach § 34 Abs. 4 BauGB die bebaubare oder erschließungsbeitragsrechtlich vergleich-bar 
nutzbare Fläche. 

 



(12) Als Fläche der erschlossenen Grundstücke im Sinne des Abs. 2 gilt bei Grundstücken  
außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für  
die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die für die Ermittlung 
dieser Flächen erforderlichen Festsetzungen nicht enthält 

 
a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der  

gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer 
im Abstand von 30 m dazu verlaufenden Linie; 

 
b) soweit sie nicht oder nur mit einer privaten Zuwegung angrenzen, die Fläche 

zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschließungsanlage zugewandt ist und 
einer im Abstand von 30 m dazu verlaufenden Linie; Zuwegungen bleiben 
unberücksichtigt; 

 
c) soweit die tatsächliche Nutzung den Abstand von 30 m überschreitet, die Fläche,  

die sich aus der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung ergibt; die Buch- 
staben a und b finden sinngemäß Anwendung. 

 
(13) Grundstücke für Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingartenanlagen oder 

vergleichbare Anlagen werden bei der Verteilung mit 50 Prozent ihrer Grundfläche 
berücksichtigt, 

 
§ 5 

 
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen 

 
(1) Grundstücke, die durch mehrere Erschließungsanlagen erschlossen werden, sind für 

alle Erschließungsanlagen beitragspflichtig. 
 
(2) Bei der Verteilung des Erschließungsaufwandes werden die sich für Grundstücke an 

zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen mit einem Eckwinkel von nicht mehr 
als 135 Grad (Eckgrundstücke) nach § 4 ergebenden Berechnungsdaten nur mit zwei  
Drittel zugrunde gelegt. Die Vergünstigung wird dabei auf eine rechnerisch zu  
ermittelnde Fläche begrenzt, die sich aus einem Viereck mit parallelen gegen-
überliegenden Seiten von max. 30 m Länge ergibt. 

 
Die Regelung gilt für weitere Erschließungsanlagen entsprechend, wenn Grundstücke 
durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Erschließungsanlagen erschlossen werden. 

 
(3) Liegt ein Grundstück zwischen zwei Erschließungsanlagen, so gelten die Vergünsti-

gungen für Eckgrundstücke nach Abs. 2 Satz 1 entsprechend, wenn der durch-schnittliche 
Abstand zwischen den Erschließungsanlagen im Bereich des Grundstücks nicht mehr als 
30 m beträgt. 

 
Beträgt der durchschnittliche Abstand mehr als 30 m, wird die zu begünstigende Fläche 
auf eine Grundstückstiefe von 30 m begrenzt. 

 
Bei unterschiedlichen Frontlängen ist zur Flächenermittlung das Mittel aus beiden 
Frontlängen zugrunde zu legen. Die Vergünstigung nach Abs. 2 Satz 1 gilt auch für 
Grundstücke, die entweder nur durch private Zuwegungen von zwei oder mehreren 
Erschließungsanlagen erschlossen werden oder zusätzlich durch eine private Zuwegung 
Zugang zu einer oder mehreren öffentlichen Erschließungsanlagen haben oder nehmen 
können. 

 
 
 
 



(4) Die für ein Grundstück nach diesen Vorschriften sich ergebenden Vergünstigungen 
werden für jede Erschließungsanlage nur einmal gewährt. 

 
Dabei finden die Vorschriften über die Eckgrundstücksvergünstigung nach Abs. 2 
vorrangig Anwendung. 

 
(5) Die Vergünstigungsregelung nach Abs. 2 und 3 gilt nicht 
 

a) in Gewerbe-, Industrie- oder Kerngebieten sowie ähnlichen Gebieten nach  
Festsetzungen vor Inkrafttreten der Baunutzungsverordnung vom 26.06.1962 
(BGBl. I S. 429) und in Sondergebieten, 

 
b) in Gebieten im Sinne von § 4 Abs. 9, Satz 1, 
 
c) für Grundstücke im Sinne von § 4 Abs. 9, Satz 2 bis 4. 

 
§ 6 

 
Kostenspaltung 

 
(1) Der Erschließungsbeitrag kann für 
 

a) den Grunderwerb, 
 
b) die Freilegung, 
 
c) die Fahrbahn, 
 
d) die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, Fußgängerbereichen 

und Verkehrsanlagen gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 4, 
 
e) den Radweg, 

 
f) den Gehweg, 
 
g) die unselbständige Parkfläche 
 
h) den Entwässerungskanal, 
 
i) die Beleuchtungseinrichtung, 
 
j) die unselbständige Grünanlage 
 
selbständig und ohne Bindung an die vorstehende Reihenfolge aufgrund eines 
Beschlusses des Stadtentwicklungsausschusses erhoben werden. 

 
(2) Abs. 1 findet sinngemäß Anwendung, wenn Erschließungsanlagen gem. § 130 

Abs. 2 BauGB als Erschließungseinheit oder in Abschnitten abgerechnet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 7 
 

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlage 
 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, 
Sammelstraßen und Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn 

 
a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlagen ist und diese mit 

betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen ausgestattet  
sind und 

 
b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, 

Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise hergestellt 
(befestigt) sind. 

 
(2) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn 
 

a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlagen ist und 
 
b) diese gärtnerisch gestaltet sind. 
 

§ 8 
 

Ablösung 
 
Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des Erschließungsbeitrages. 
 

§ 9 
 

Einzelsatzungen 
 
Durch Einzelsatzungen wird geregelt für 
 
a) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
 

Art und Umfang des beitragsfähigen Erschießungsaufwandes, Merkmale der 
endgültigen Herstellung sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungs-
aufwandes. 

 
b) Sondergebiete 
 
   Umfang und Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes, 
 
c) einzelne Anlagen 
 
   Abweichungen von den Merkmalsregelungen des § 7. 
 

§ 10 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.1989 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Erschließungsbeitragssatzung vom 27.12.1988 außer Kraft. 
 
 
 
 


